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Bestandteil der Begründung zur Änderung des Bebauungsplans ist folgende Begründung: 
 
Anhang 1 Begründung Bebauungsplan „Loh“ (rechtskräftig seit 15.02.2019) 
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1. Angaben zur Stadt 
 Die Stadt Meßstetten liegt im Zollernalbkreis, etwa 3 km südwestlich der Stadt Albstadt. 

Meßstetten besteht aus dem Stadtteilen Hartheim, Heinstetten, Hossingen, Oberdigisheim, 
Tieringen, Unterdigisheim und dem Kernort Meßstetten. Die Einwohnerzahl beträgt insge-
samt ca. 10.760 Einwohner (Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
3/2021).  
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Süden von Meßstetten, direkt an der 
Oskar-Wettstein-Straße. 

 
2. Ziel und Zweck der Planung  

Entlang der Oskar-Wettstein-Straße beabsichtigt die Stadt zeitnah den ersten Bauabschnitt 
für das Wohngebiet „Loh“ zu realisieren und die bisher als Wiese genutzte und gut erschlos-
sene Potenzialfläche einer sinnvollen Bebauung zuzuführen. 
Im Vorfeld der Baumaßnahmen wurde das Erschließungskonzept des Bebauungsplans 
„Loh“ (rechtskräftig seit 15.02.2019) überarbeitet, die Verkehrsflächen teilweise begradigt 
und neu aufgeteilt sowie die direkte Straßenanbindung zum 2. Bauabschnitt in einen Fuß- 
und Radweg geändert. Durch diese Änderung erhalten die Grundstücke im Nordwesten 
des Plangebiets einen besseren Zuschnitt und können nun angemessen einer Bebauung 
zugeführt werden. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Loh, 1. Änderung“ werden die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen zur Erschließung des 1. Bauabschnitts des Wohngebiets geschaf-
fen und eine geordnete städtebauliche Entwicklung in diesem Bereich gesichert. 
Im Sinne der Vereinheitlichung und um Missverständnissen vorzubeugen, wird der Bebau-
ungsplan im Ganzen neu gezeichnet und die Festsetzungen des ursprünglichen Bebau-
ungsplans sowie der ersten Änderung in einem Planwerk klarstellend zusammengefasst. 
Die Grundzüge der städtebaulichen Planung werden durch die geänderte Straßenführung 
und Neufassung des Bebauungsplans nicht berührt. Am ursprünglichen städtebaulichen 
Konzept wird festgehalten. 
 

        
Bebauungsplan „Loh“ (rechtskräftig seit 15.02.2019)                  Bebauungsplan „Loh, 1. Änderung“                 ohne Maßstab 
 
Mit Ausnahme weniger Baulücken im Innenbereich sind vorhandene Baugrundstücke, die 
direkt einer Bebauung zugeführt werden können, im Ort nahezu ausgeschöpft. Verfügbare 
Flächenpotenziale befinden sich in Privateigentum und sind dem freien Markt nicht zugäng-
lich. In der Stadt besteht dennoch weiterhin eine anhaltend hohe Nachfrage nach Bau-
grundstücken. Die langfristige Wohnbauentwicklung in Ergänzung zum innerörtlichen Po-
tential sieht die Stadt entlang der Oskar-Wettstein-Straße. Das geplante Neubaugebiet 
stellt einen städtebaulichen Gesamtzusammenhang zwischen den Siedlungskörpern ent-
lang der Blumersbergstraße im Westen und der Zeurengasse im Osten her. 
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3. Verfahren 
Der Bebauungsplan „Loh, 1. Änderung“ wird gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfah-
ren aufgestellt. Die Grundzüge der Planung werden durch die Neufassung des Bebauungs-
plans entsprechend der geänderten Straßenführung und redaktionellen Klarstellungen der 
textlichen Festsetzungen nicht berührt. 
 
Die Voraussetzungen des § 13 (1) BauGB sind erfüllt, da keine Vorhaben festgesetzt wer-
den, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, es 
keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 
Schutzgüter gibt und es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass bei der Planung Pflichten zur 
Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 S. 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.  
Eine Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB ist nicht erforderlich und von der Erstellung eines 
Umweltberichts nach § 2a BauGB wird abgesehen. 
 
Das vereinfachte Verfahren erfolgt in zwei Stufen. Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung 
nach § 3 (2) BauGB wurde eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger 
öffentlicher Belange nach §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB durchgeführt, um die verschiedenen 
Belange der Beteiligten, insbesondere der Angrenzer, und fachlichen Themen, insbeson-
dere den Artenschutz, besonders zu berücksichtigen. 
 
Es wird auf die Ausführungen der Begründung des ursprünglichen Bebauungsplans „Loh“ 
(rechtkräftig seit 15.02.2019) hingewiesen. Diese behalten weiterhin Gültigkeit und sind er-
gänzend heranzuziehen, soweit sie nicht durch die Begründung der vorliegenden 1. Ände-
rung berührt werden. 

 
4. Örtliche Planungen 
 
4.1 Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten-Nusplingen-Obern-
heim (1. Änderung, rechtswirksam seit 16.11.2018) sind die Flächen innerhalb des Plange-
biets als Wohnbauflächen ausgewiesen. Demnach ist der Bebauungsplan gemäß § 8 (2) 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 

 
Auszug Flächennutzungsplan Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten-Nusplingen-Obernheim, 1. Änderung 
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4.2 Bestehende Bebauungspläne  
Im Osten grenzt das Plangebiet unmittelbar an den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Am Lauen“ (rechtskräftig seit 05.09.1980). Dieser setzt direkt angrenzend ein Allgemeines 
Wohngebiet und im Süden ein Dorfgebiet mit eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und 
eine offene Bauweise fest.  
Im südlichen Bereich (Dorfgebiet) sind Gebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen zulässig. 
Die Zahl der Vollgeschosse auf den direkt angrenzenden Grundstücken (Allgemeines 
Wohngebiet) ist auf maximal ein Vollgeschoss beschränkt. 
Als Dachformen sind nur Satteldächern mit einer Dachneigung von 25° bis 33° zulässig.  
 

5. Angaben zum Plangebiet 
 
5.1 Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ortsrand von Meßstetten, im direkten Anschluss 
an die Oskar-Wettstein-Straße.  
Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstücke Nr. 2405/1 (teilweise), 2345/1, 
2345/2, 2346/1, 2346/2, 2348, 2350, 2351, 2373. 
Die Größe des Plangebiets beträgt in dieser Abgrenzung ca. 1,43 ha. 

 
Das Plangebiet wird wie in der nachfolgenden Planzeichnung dargestellt abgegrenzt: 

 
Geltungsbereich Bebauungsplan „Loh, 1. Änderung“ 

 
5.2 Örtliche Rahmenbedingungen 

Das Plangebiet schließt im Osten direkt an bebaute Grundstücke entlang der Oskar-Wett-
stein-Straße an. Im Südosten grenzt es an die nahezu vollständig ausgebaute Oskar-Wett-
stein-Straße. Bei den Flächen innerhalb des Plangebiets handelt es sich um bewirtschaftete 
Wiesenflächen. Sie sind mittlerweile frei von Baum- und Heckenstrukturen.  
Insgesamt steigt das Gelände des Plangebiets von Südosten nach Nordwesten um ca. 11m 
an. Mittig, auf dem Höhenrücken, verläuft ein befestigter Wirtschaftsweg, der das Grund-
stück des mittlerweile stillgelegten Wasserhochbehälters erschließt.  
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6. Umweltverträglichkeit 
 

6.1 Umweltbericht 
Der Bebauungsplan „Loh, 1. Änderung“ wird gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfah-
ren aufgestellt. Durch die geänderte Straßenführung und teilweise Neufassung der Fest-
setzungen des Bebauungsplans werden die Grundzüge der städtebaulichen Planung nicht 
berührt. Am ursprünglichen städtebaulichen Konzept wird festgehalten. 
Von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und von der Erstellung eines Umweltbe-
richts nach § 2a BauGB wird abgesehen. Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen 
gemäß § 1a (3) BauGB und eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung sind für die erste Ände-
rung des Bebauungsplans nicht erforderlich (§ 1 a (3) S. 6 BauGB).  
Es wird auf die Ausführungen des Umweltberichts, Büro für Umwelt- und Landschaftspla-
nung Dr. Grossmann, Balingen, vom 13.07.2009 hingewiesen. Die darin getätigten Aussa-
gen und Ausgleichsmaßnahmen behalten weiterhin Gültigkeit. 
Gegenüber den ursprünglichen Festsetzungen des Bebauungsplans „Loh“ ist nicht mit ver-
änderten Auswirkungen auf die Umweltbelange zu rechnen.  
 

6.2 Artenschutz 
Im Rahmen dieses Verfahrens zur ersten Änderung des Bebauungsplans wurden die aktu-
ellen artenschutzrechtlichen Auswirkungen des Vorhabens neu ermittelt. Hierfür wurden 
2021 Untersuchungen der Artengruppen Avifauna, Fledermäuse und Reptilien durchge-
führt. Dieser Artenschutzfachbeitrag vom 14.03.2022 stellt in erster Linie die artenschutz-
rechtlich relevanten Sachverhalte in Verbindung mit der geplanten Erschließung dar und 
ergänzt den Umweltbericht vom 13.07.2009. 
Gegenstand des Artenschutzfachbeitrags ist die Darstellung der Untersuchungsergebnisse 
der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, die Ermittlung der artenschutzrechtlichen 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens sowie die Erarbeitung von Maßnahmen zur Kon-
fliktvermeidung. 
 
Im Ergebnis sind durch die Bebauung das Plangebiets für gebäudebrütende, höhlenbrü-
tende und zweigbrütende Vogelarten bzw. Halboffenlandarten sowie für häufige gehölzbrü-
tende Vogelarten keine erheblichen Beeinträchtigungen bzw. keine erheblichen Rückwir-
kungen auf die lokalen Populationen zu erwarten. 
Grundsätzlich müssen zur Vermeidung von Verstößen gegen das Tötungsverbot gem. § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG notwendige Rodungsarbeiten von Gehölzen und Baufeldfreima-
chungen im Offenland außerhalb der Fortpflanzungsperiode europäischer Vogelarten zwi-
schen Anfang Oktober und Ende Februar durchgeführt werden. 
 
Innerhalb der westlich und südwestlich an den Geltungsbereich angrenzenden Wiesenflä-
chen (Plangebiet „Loh II“) konnten zwei Reviere der Feldlerche kartiert werden. Die ge-
plante Neubebauung der Plangebiete „Loh, 1. Änderung“ und „Loh II“ führt daher aufgrund 
der anlagebedingten Kulissenbildung zu einer erheblichen Abnahme der Habitateignung 
der angrenzenden Ackerflächen bis hin zur Aufgabe von Revieren im Umfeld von 100 m bis 
150 m zur Neubebauung. 
Der Verlust von zwei Feldlerchen-Revieren wird durch die Anpassung der Bewirtschaftung 
des Flurstücks 4547 (Gemarkung Meßstetten) ausgeglichen. Das ca. 0,4 ha große, gemein-
deeigene Flurstück liegt nordöstlich des Siedlungsbereichs von Meßstetten und ca. 1.300 
m vom Eingriffsstandort entfernt. Zur Aufwertung des Grünlands wird die Bewirtschaftung 
extensiviert und an die Habitatansprüche der Feldlerche angepasst. Die Festsetzung zur 
Förderung der Feldlerche erfolgt im Rahmen des Bebauungsplans „Loh II“. 
 
Für Fledermäuse weist das Plangebiet keine Quartiereignung bzw. Höhlenangebote auf. 
Eine negative Auswirkung auf Jagdgebiete sowie eine signifikante Erhöhung des Kollisi-
onsrisikos durch den Verkehr werden nicht erwartet. Störungen können durch eine erhebli-
che Erhöhung des Licht- und Lärmpegels auf bisher relativ beruhigte Bereiche außerhalb 
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des Geltungsbereiches am Nordwest-, Nord- und Nordostrand ausgelöst werden. Daher ist 
sicherzustellen, dass diese Bereiche von Beleuchtungseffekten abgeschirmt werden. 
 
Darüber hinaus konnten im Untersuchungsgebiet keine Zauneidechsen nachgewiesen wer-
den. Auch weisen die untersuchten Bereiche nur eine eingeschränkte Eignung als Habitat 
für den Schwarzfleckigen Ameisen-Bläuling auf, ein dauerhaftes Vorkommen im Geltungs-
bereich kann ausgeschlossen werden. 
 
Die Kartierung des FFH-Lebensraumtyps Magere Flachland-Mähwiese erfolgte am 
01.06.2021 und orientierte sich an den Vorgaben für die Erstellung von Managementplänen 
in FFH-Gebieten (LUBW 2014). Die Ergebnisse sowie die Maßnahme zum Ausgleich sind 
im Artenschutzfachbeitrag vom 14.03.2022 dargestellt. Im Ergebnis führt die geplante Be-
bauung innerhalb des Geltungsbereichs „Loh, 1. Änderung“ zu einem Verlust des Lebens-
raumtyps im Umfang von 0,91 ha. Der Verlust der FFH-Mähwiese innerhalb des Geltungs-
bereiches ist durch die Neuentwicklung von Magerwiesen im Faktor von 1:1 auszugleichen. 
Der Ausgleich erfolgt durch die Entwicklung von artenarmen Grünlandflächen zu artenrei-
chen Magerwiesen mittlerer Standorte.  
 

7. Städtebauliche Konzeption 
Um die künftige Entwicklung des Ortsrandes der Stadt aufzuzeigen, wurde für das Gewann 
„Loh“ im Vorfeld des Verfahrens zur Änderung des Bebauungsplans ein Strukturkonzept 
erarbeitet. Das Plangebiet stellt den 1. Bauabschnitt dieses Wohngebiets dar. 
Das städtebauliche Konzept sieht die Erweiterung eines Wohngebiets entlang der Oskar-
Wettstein-Straße vor. Mit einer Ringstraße die an die Oskar-Wettstein-Straße anschließt, 
wird das Plangebiet erschlossen. Durch Fuß- und Radwege bzw. Wirtschaftswege ist das 
Wohngebiet fußläufig mit der Umgebung bzw. mit dem 2. Bauabschnitt im Westen vernetzt. 
Die Erschließung des Grundstücks des mittlerweile stillgelegten Wasserhochbehälters 
nördlich des Plangebiets wird künftig durch einen Grasweg gewährleistet. 
Das städtebauliche Konzept für den 1. Bauabschnitt sieht 20 Grundstücke mit einer durch-
schnittlichen Grundstücksgröße von ca. 600 m² vor.  
 

 
Strukturkonzept „Loh“ vom 03.09.2020, Abbildung ohne Maßstab 
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8. Maßnahmen zur Verwirklichung 
 
8.1 Schmutzwasserableitung und Entwässerung 

Zu den Möglichkeiten der Entwässerung des Baugebiets „Loh“ wurden bereits im Vorfeld 
der Planung Untersuchungen durchgeführt. Insbesondere kommen Lösungen, wie zentrale 
oder dezentrale Retentions- und Versickerungseinrichtungen, aus wirtschaftlichen und ei-
gentumsrechtlichen Gründen nur bedingt in Frage.  
 
Im Ergebnis ist im Baugebiet „Loh“ das unbelastete Niederschlagswasser getrennt vom 
übrigen Schmutzwasser direkt einer Retentionszisterne auf den jeweiligen privaten Grund-
stücken zuzuführen. Da eine weiterführende Versickerung des Niederschlagswassers nicht 
möglich ist, ist der Überlauf der Zisterne dem Schmutzwasserkanal zur weiteren Ableitung 
zuzuführen. Die 3 m³ Retentionsvolumen im Allgemeinen Kanalisationsplan stellen einen 
Mittelwert dar. Die Dimensionierung der Retention für die jeweiligen Grundstücke muss mit 
einer Drosselwassermenge von 0,5 l/s je Grundstück mit T=3 ermittelt werden. 
 
Im Zuge der Erschließung des Baugebiets wird das Kanalnetz erweitert. Die öffentlichen 
Straßenflächen können direkt in den Kanal entwässert werden. Die Schmutzwasserablei-
tung erfolgt über einen Anschluss an die bestehende Mischwasserkanalisation in der Blu-
mersberg- / Hohenbergstraße. Das anfallende Schmutzwasser wird der Sammelkläranlage 
in Albstadt-Lautlingen zugeführt. Die Anlage ist ausreichend dimensioniert.  

 
9. Änderung / Klarstellung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
 
9.1 Maß der baulichen Nutzung, Höhenlage der baulichen Anlagen 

Das Maß der baulichen Nutzung ist mit der Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ), der 
Zahl der Vollgeschosse und der Höhe der baulichen Anlagen ausreichend bestimmt. Hier-
durch ist der städtebauliche Zusammenhang zu dem angrenzenden Baugebiet gewährleis-
tet. 
 
Zur Bestimmung der maximalen Gebäudehöhen und der Höhenlage der geplanten Ge-
bäude insbesondere in den steilen Randbereichen des Plangebiets wurden Gelände-
schnitte erstellt, die die Höhenabwicklung der Gebäude sowohl innerhalb des Plangebiets 
als auch im Übergang zu den Bestandsgebäuden an der Oskar-Wettstein-Straße im Osten 
aufzeigen. 
Die Höhe baulicher Anlagen wird in Abhängigkeit der Dachform festgesetzt. Durch die Re-
gelung der maximalen Höhe der baulichen Anlagen (GH1: Traufhöhen / GH2: Gebäude- 
und Firsthöhe) in Verbindung mit den für jedes Grundstück neu festgelegten maximalen 
Erdgeschossrohfußbodenhöhen (EFH) kann mit den künftigen Gebäuden angemessen auf 
die topografische Situation reagiert werden. 
Der maßgebende Messpunkt für das Maß der Gebäudehöhe 1 (GH1 / Traufhöhe) wird von 
der Oberkante der Dachhaut in die zur Unterkante der Dachkonstruktion geändert. Das 
Maß der Gebäudehöhe 1 (GH1 / Traufhöhe) ist künftig zu messen bis zur Unterkante der 
Dachkonstruktion. Die Dachkonstruktion bezeichnet das Traggerüst eines Daches, die für 
die Standsicherheit notwendige Konstruktion. Damit wird den aktuellen technischen Anfor-
derungen an die Höhe von Gebäuden und Gebäudeteilen entsprechend Rechnung getra-
gen. 
 
Innerhalb des Teilgebiets WA1 sind, wie im ursprünglichen Bebauungsplan, Gebäude mit 
mehrseitig abfallenden Dachflächen (bspw. Satteldach, versetztes Pultdach, Zeltdach) mit 
einer Traufhöhe von 4,20 m und Gebäude- bzw. Firsthöhe von 8,00 m zulässig. Einseitig 
abfallende Dachflächen (bspw. Pultdach) dürfen eine maximale Traufhöhe von 5,70 m und 
eine maximale Gebäudehöhe von 7,00 m aufweisen. Flachdachgebäude sind mit einer ma-
ximalen Höhe von 6,20 m zulässig. 
Auf den geplanten Grundstücken direkt angrenzend an die Bestandsbebauung in der 
Oskar-Wettstein-Straße (Teilgebiet WA2) werden, abweichend von den ursprünglichen 
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Festsetzungen, die Gebäudehöhe von Flachdachgebäuden auf maximal 4,20 m reduziert 
und einseitig geneigte Dächer (bspw. Pultdächer) ausgeschlossen. Somit wird die künftige 
Bebauung direkt angrenzend an die bestehende Bebauung in der Oskar-Wettstein-Straße 
nicht so hoch in Erscheinung treten. 
 
Um mit der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) der Gebäude angemessen auf die topo-
grafische Situation reagieren zu können, wird die maximale Erdgeschossrohfußbodenhöhe 
(EFH) für jedes geplante Grundstück neu definiert. Diese darf nicht überschritten, aber nach 
Bedarf unterschritten werden. 
 

9.2 Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Baugrenze bestimmt. Weit gefasste 
Baugrenzen erlauben den Bauherren eine optimale Nutzung der Grundstücke bei der Be-
stimmung der Lage des Gebäudes entsprechend der topografischen Situation. Zudem sind 
zu den jeweiligen Nachbargrundstücken die geltenden Abstandsregelungen der Landes-
bauordnung BW (LBO) einzuhalten.  
Zusätzlich wird mit einem Abstand von 5 m parallel zu den Grundstückgrenzen entlang der 
bestehenden Bebauung in der Oskar-Wettstein-Straße eine rückwärtige Baugrenze festge-
setzt. Sowohl Hauptgebäude als auch Nebengebäude haben dementsprechend einen Min-
destabstand von 5 m zur rückwärtigen Nachbargrenze einzuhalten. 
 
Die Zulässigkeit eines Vortretens von Gebäudeteilen vor die Baugrenze im geringfügigen 
Ausmaß liegt im Ermessen der Genehmigungsbehörde. Es wird davon abgesehen im Be-
bauungsplan weitere nach Art und Umfang bestimmte Ausnahmen als Vorgabe für die Er-
messensentscheidung der Behörde vorzusehen. Eine weitergehende Definition der Zuläs-
sigkeit der Überschreitung der Baugrenze mit untergeordneten Bauteilen, wie Dachvor-
sprünge, Erker, etc., ist daher nicht notwendig und entfällt. 
 

9.3 Zahl der Wohneinheiten 
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in den Gebäuden wird von zwei auf maximal drei 
erhöht.  
Je Einzelhaus ist die maximale Zahl der Wohneinheiten auf drei begrenzt. Für die einzelnen 
Teilgebäude von Doppelhäusern gilt eine höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten von 
zwei. Eine weitere Wohneinheit in Form einer Einliegerwohnung ist bspw. im Unterge-
schoss realisierbar. Damit wird, entsprechend dem aktuellen Bedarf an Wohnraum, die Zahl 
kleinerer Wohnungen gefördert. Vor dem Hintergrund des strukturellen Wandels wird damit 
insbesondere dem städtebaulichen Erfordernis der Nachverdichtung nachgekommen. 

 
9.4 Flächen für Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 

Die Festsetzungen zu Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen werden neu gefasst und 
klargestellt. Gestaltungsvorgaben hierzu, insbesondere zur Dacheindeckung und zu anei-
nander gebauten Gebäuden, werden in den Örtlichen Bauvorschriften festgesetzt. 
Die Bestimmungen zu freistehenden Einzelgaragen bzw. deren Einbau im oder Anbau am 
Hauptbaukörper werden gestrichen.  
 
Grundsätzlich sind Garagen, überdachte Stellplätze und Carports innerhalb und außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, jedoch nicht innerhalb der Flächen, die von 
der Bebauung freizuhalten sind (vgl. Ziffer 1.8) und innerhalb der Flächen des Pflanzgebots 
4 (PFG4). Aufgrund der besonderen Topografie wird für die Grundstücke Nr. 4-7 und Nr. 
12-17 eine darüberhinausgehende Vorgabe festgesetzt. Innerhalb dieser, zur Erschlie-
ßungsstraße hin, tieferliegenden Grundstücke werden Flächen mit 12,50 m Tiefe, gemes-
sen von der Erschließungsstraße, für Garagen und überdachte Stellplätze ausgewiesen. 
Das bestehende Gelände dieser Grundstücke liegt regelmäßig tiefer als die geplante 
Straße. Um hohe Versiegelungen und Erdmassenbewegungen sowie hohe Stützmauern 
und Wandflächen im Grenzbereich abweichend von § 6 LBO (Abstandsflächen in Sonder-
fällen) zu vermeiden, dürfen Garagen und überdachte Stellplätze nur in diesem Bereich 



 „Loh, 1. Änderung“ Begründung  Seite 9/19 
 1. Bebauungsplan   29.04.2022 
 2. Örtliche Bauvorschriften  Entwurf 
 Stadt Meßstetten, Gemarkung Meßstetten, Zollernalbkreis 2-1336 
 

■   K Ü N S T E R      S T A D T P L A N U N G   © 

entlang der Erschließungsstraße realisiert werden. Ergänzend ist ein Bereich von 3,00 m 
Breite entlang der Grundstücksgrenze vom jeweiligen Grundstückseigentümer auf Straßen-
niveau aufzufüllen (siehe Örtliche Bauvorschriften). 
 
Der vorgeschriebene Stauraum vor der Garage wird von 5,00 m auf 5,50 m vergrößert. 
Davon ausgenommen sind Garagen mit einem funkgesteuerten automatischem Torantrieb. 
In diesem Fall ist nach wie vor ein Abstand von mindestens 1,50 m zu der öffentlichen 
Verkehrsfläche einzuhalten. 
 
Die eng gefassten Vorgaben zur Gestaltung von Garagen und Nebenanlagen entfallen zum 
Teil, um den einzelnen Grundstückseigentümern einen gewissen gestalterischen Spielraum 
zu ermöglichen.  
Durch die Vorgaben der Abstände und Lage von Garagen sowie zur Anzahl und Größe von 
Nebenanlagen ist der städtebauliche Gestaltungsspielraum für diese baulichen Anlagen 
hinreichend bestimmt.  
 

9.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Die aus dem Grünordnungsplan zum ursprünglichen Bebauungsplan „Loh“ entwickelten 
freiraumgestalterischen und naturschutzrechtlichen Maßnahmen werden inhaltlich in die 1. 
Änderung des Bebauungsplans übernommen.  
Die innerhalb des Geltungsbereichs festgesetzten Pflanzgebote und Pflanzflächen werden 
entsprechend dem überarbeiteten städtebaulichen Konzept neu organisiert.  
Mit der Verschiebung von Pflanzgeboten ist nicht mit veränderten Auswirkungen auf die im 
Umweltbericht ermittelten Schutzgüter Boden, Biotoptypen und das Landschaftsbild zu 
rechnen. Die Eingrünung des Plangebiets ist mit der Umsetzung der Pflanzgebote nach wie 
vor gewährleistet. Auf die Ausführungen des Umweltberichts, Büro für Umwelt- und Land-
schaftsplanung Dr. Grossmann, Balingen, vom 13.07.2009 wird verwiesen. 

 
9.6 Öffentliche Verkehrsflächen und Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers 

Die Festsetzungen der öffentlichen Verkehrsflächen und die zur Herstellung des Straßen-
körpers werden neu gefasst. 
Die Aufteilung der öffentlichen Verkehrsfläche in Fahrbahn und Fuß- und Radweg stellt im 
Bebauungsplan eine generelle Richtlinie für die Ausführungsplanung dar. Von der Dimen-
sionierung dieser Aufteilung kann bei der Ausführung abgewichen werden. 
Zur Herstellung des Straßenkörpers sowie Straßenleuchten und Verkehrszeichen sind in 
den an öffentlichen Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücksflächen entsprechende un-
terirdische Bauwerke zu dulden. Der Bereich der zu duldenden unterirdischen Befestigung 
wird in der Breite von 20 cm auf 30 cm und in der Tiefe von 30 cm auf 50 cm auf übliche 
Maße vergrößert. 
 

10. Änderung / Klarstellung der Örtliche Bauvorschriften 
 
10.1 Dachform und Dacheindeckung 

Es wird klargestellt, dass die Festsetzungen der Dachformen und -neigungen für Hauptge-
bäude gelten. 
 
Innerhalb des Teilgebiets WA1 bleiben alle Dachformen mit Dachneigungen bis 38° weiter-
hin zulässig. Auf den geplanten Grundstücken direkt angrenzend an die Bestandsbebauung 
in der Oskar-Wettstein-Straße (Teilgebiet WA2), werden einseitig geneigte Dächer (bspw. 
Pultdächer) ausgeschlossen, um künftige Gebäude (bspw. Wandflächen von Pultdachge-
bäuden) nicht so hoch in Erscheinung treten zu lassen.  
 
Die Vorgaben zum zu verwendenden Material für die Dacheindeckung werden aufgeweitet, 
um den Grundstückseigentümern einen angemessenen Gestaltungsspielraum zu ermögli-
chen. Es dürfen nur nicht reflektierende Materialien verwendet werden. Bei Wintergärten ist 
auch Glas zugelassen. 
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Die Anbringung von Einrichtungen zur Nutzung von Sonnenenergie wird geregelt. Diese 
sind in der Neigung des Daches bzw. auf Flachdächern auch aufgeständert, wenn sie nicht 
mehr als 0,80 m über die Attika hinausragen, anzubringen. 
 
Flach geneigte Dächer und Flachdächer von Hauptgebäuden sind zwingend extensiv zu 
begrünen. So dienen diese Flächen zusätzlich der Rückhaltung von Niederschlagswasser 
und leisten einen positiven Beitrag zum Kleinklima und zur Gestaltqualität des öffentlichen 
Raums. 
 

10.2 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
Die Festsetzungen zu Fassadenmaterial und Fassadenfarbe werden gelockert. Zur Fassa-
dengestaltung sind überwiegend helle Farbtöne zu verwenden. Grelle Farbanstriche, 
Kunststoffe, glänzende oder geschliffenen Baustoffe und stark strukturierte Putzarten sind 
zur Außenwandverkleidung nicht zulässig. 
Aneinander gebaute Gebäude sind aus gestalterischen Gründen in Gestalt und Kubatur 
aufeinander abzustimmen. 
 
Die Festsetzungen zu Werbeanlagen entfallen, da diese gemäß § 11 Landesbauordnung 
BW (LBO) in einem Allgemeinen Wohngebiet nur für Anschläge (Schaukasten) sowie nur 
an der Stätte der Leistung zulässig sind. 
 

10.3 Gestaltung der Baugrundstücke und Einfriedungen 
Die Gestaltungsvorgaben zu Einfriedungen werden neu gefasst. Durch die Regelungen 
wird sichergestellt, dass diese den Gestaltungsansprüchen insbesondere des öffentlichen 
Raums gerecht werden. 
 
Die zulässige Höhe der Einfriedungen entlang dem öffentlichen Straßenraum wird von 
0,80m auf maximal 1,80 m erhöht. Die zulässige Höhe freistehender Mauern wird von 
0,50m auf maximal 1,00 m erhöht. Sowie die zulässige Höhe von Sichtschutzelementen 
von 1,80 m auf maximal 2,00 m erhöht. 
Aus Sicherheitsgründen und um die Übersichtlichkeit der Straße zu gewährleisten, haben 
alle Einfriedungen und Bepflanzungen einen Abstand von mindestens 0,50 m zur öffentli-
chen Verkehrsfläche einzuhalten. Die 0,50 m breite Freihaltefläche ist im privaten Eigen-
tum, darf begrünt, aber nicht bepflanzt werden und dient auch der Schneelagerung. Mit 
dieser Regelung wird insbesondere auch gewährleistet, dass die Übersichtlichkeit im Be-
reich von Grundstückszufahren gewahrt bleibt. 
 
Entsprechend dem Grundsatz Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begren-
zen, ist die Festsetzung zur gärtnerischen Gestaltung der Freiflächen und zum Verbot von 
Steingärten neu aufgenommen. Abdeckungen von offenen Bodenflächen mit Schotter- oder 
Steinschüttungen zur Gartengestaltung, wie Steingärten, sind aus klimatischen und gestal-
terischen Gründen unzulässig. Bei der Gartengestaltung sind überwiegend gebietsheimi-
sche Pflanzen zu verwenden. Mit diesen Vorgaben wird die gestalterische Qualität eines 
durchgrünten Wohngebiets ausreichend gewährleistet. 
Die Vorgaben zur wasserdurchlässigen Herstellung befestigter Flächen wird um Stellplatz-
bereiche ergänzt. Zufahrten, Stellplatzbereiche und befestigte Freiflächen müssen mit was-
serdurchlässigen Belägen wie Schotter, Rasenpflaster, im Sandbett verlegtes Pflaster mit 
sandverfüllten Fugen oder ähnlichem befestigt werden. 
 

10.4 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 
Aufgrund der Hanglage des Gebiets werden Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmau-
ern im Plangebiet erforderlich. Um ein hohes Maß an gestalterischer Qualität im Plangebiet 
zu erreichen, werden Regelungen zur maximalen Höhe von Stützmauern neu aufgenom-
men. Um Geländeveränderungen mit Stützmauern gestalterisch in die Landschaft zu integ-
rieren sind diese mit Rücksprüngen zu gestalten und zu begrünen. 
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Geländeveränderungen sind generell im gegenseitigen Einvernehmen mit den Nachbarn 
durchzuführen.  
 
Aufgrund der besonderen topografischen Situation sind in den Grenzbereichen der geplan-
ten Grundstücke Nr. 4-7 und 12-17 Bereiche für Aufschüttungen ausgewiesen. Zur Vorbe-
reitung des Grundstücks ist entlang der jeweiligen Grundstücksgrenzen ein Bereich mit ei-
ner Tiefe von 12,50 m und einer Breite von 3,00 m auf Straßenniveau aufzufüllen. Die Si-
cherung dieser Auffüllungen erfolgt über eine Baulast. Damit wird gewährleistet, dass bei 
der Realisierung von Grenzgaragen bzw. Grenzbauten die Oberfläche des Grundstücks der 
Höhe der Verkehrsfläche anzupassen ist und keine unverhältnismäßig hohe Stützmauern 
und Wandflächen, abweichend von den Vorgaben des § 6 LBO (Abstandsflächen in Son-
derfällen) entstehen werden. 
 
Sämtliche Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern sind in den Bauvorlagen maß-
stäblich im Schnitt und auf Normalnull bezogen darzustellen. 
 

10.5 Versorgungsanlagen 
Die Festsetzung, dass das Aufstellen oberirdischer Behälter für Öl und Gas außerhalb von 
Gebäuden unzulässig ist, entfällt. Darüber hinaus sind die jeweiligen bautechnischen und 
öffentlich-rechtlichen Regelungen und Normen einzuhalten. 
 

10.6 Stellplatzverpflichtung 
Bezüglich der Berechnung der Zahl der erforderlichen Stellplätze wird die Festsetzung da-
hingehend klargestellt, wonach der Stauraum (5,50 m) vor der Garage angerechnet werden 
kann und bei der Berechnung Bruchzahlen aufzurunden sind. 

 
11. Städtebauliche Kenndaten 
 
11.1 Flächenbilanz 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA) ca. 1,19 ha 83,5 % 
öffentliche Verkehrsflächen ca. 0,22 ha 15,4 % 
öffentliche Grünfläche ca. 0,01 ha 0,9 % 
Fläche für Elektrizität ca. < 0,01 ha 0,2 % 
     
Geltungsbereich ca. 1,43 ha 100,0 % 

 
Anzahl der Baugrundstücke 20     
500 - 599 m² 12     
600 - 699 m² 6   
> 700 m² 2     
Baugrundstücksgrößen 
von… bis… 515 m² - 750 m² 

Durchschnittl. Baugrundstücksgröße 596 m²  

        
Gebäudeanzahl 20 Geb. 
Wohneinheiten (1,4 WE pro Geb.*) 28 WE   
      
Einwohnerzuwachs 
(2,2 EW/WE*) 62 EW   

        
Nettowohndichte 52 EW/ha   
Bruttowohndichte 43 EW/ha   

* Berechnung mit städtebaulichen Kenngrößen: Belegungsdichte, Anzahl der Wohngebäude und Wohnungen  
(Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Stand 2019) 
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Die Begründung in dieser Fassung  
lag dem Beschluss des Gemeinderats  
vom                                 zugrunde.  
 
 
 
Reutlingen, den 29.04.2022 Meßstetten, den 29.04.2022 
 
 
 
Clemens Künster Frank Schroft 
Dipl.-Ing. Regierungsbaumeister Bürgermeister 
Freier Architekt + Stadtplaner SRL 
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Begründung Bebauungsplan „Loh“ (rechtskräftig seit 15.02.2019) Anhang 1 
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